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Art.  Artikel 
Bd.  Band 
CAME  Conference of Allied Ministers in Education 
DGNV  Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
Doc.  Document (Dokument) 
DUK  Deutsche UNESCO-Kommission 
ECOSOC  Economic and Social Council (Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen) 
EFA  Education for All (Bildung für alle) 
GIZ  Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit 
IGO  Intergovernmental Organization 
IMC  International Music Council (Internationaler Musikrat) 
INGO  International Nongovernmental Organization (Internationale 
nichtstaatliche Organisation) 
ICESCR  International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights 
(Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte) 
MDG  Millennium Development Goal 
NGO  Nongovernmental Organization (Nichtstaatliche Organisation) 
Res.  Resolution 
UIA  Union of International Associations 
UN  United Nations (Vereinte Nationen) 
UDHR  Universal Declaration on Human Rights (Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte) 
UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur) 
vgl. vergleiche 
VN   Vereinte Nationen 
WOSM World Organization of the Scout  





Die Prozesse der Globalisierung und Dezentralisierung verändern traditionelle Orte der 
Entscheidungsfindung und der Ausübung von Macht.1 Aufgrund globaler Vernetzungen 
können viele Aufgaben nicht mehr allein von einem Akteur bewältigt werden. Diese 
Entwicklungen führen dazu, dass internationale zwischenstaatliche Organisationen (IGOs) 
wie die UNESCO (United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization), vermehrt 
auf zivilgesellschaftliche Partner angewiesen sind, um ihre Ziele zu erreichen. Insbesondere 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) gewinnen in diesem Zusammenhang immer mehr an 
Bedeutung und Handlungsspielraum. Andererseits gibt die UNESCO bewusst Aufgaben an 
NGOs ab, um die Ziele der UNESCO besser verwirklichen zu können und die 
Zivilgesellschaft in den Prozess der Umsetzung zu integrieren. Dies ist auch notwendig, da 
eine Beteiligung der Zivilgesellschaft zunehmend als „parameter of IGOs‘ good 
governance“2 wahrgenommen wird. Da die UNESCO als Verbindungsglied3 zwischen 
Staatenwelt und Bevölkerung gilt, ist sie auch verpflichtet, die Vorstellungen der 
Zivilgesellschaft in ihr Programm aufzunehmen. Hierzu schreibt der damalige assistierende 
Generaldirektor für den Bereich Auswärtige Beziehungen,4 in einem Bericht über die 
Zusammenarbeit der UNESCO und der Zivilgesellschaft: 
„UNESCO occupies a unique place in the United Nations system. Between the 
will of the States and the aspirations of the peoples, it is located at the meeting-
point of nations. Its very Constitution makes provision for NGOs […] to take a full 
and rightful place in its methods of operation. Integrating NGOs into its 
consultation system has allowed UNESCO to affirm its avant-gardism by creating 
a space where all can engage in dialogue.“5 
In Anbetracht der veränderten weltpolitischen Lage und der besonderen Verantwortung der 
UNESCO gegenüber zivilgesellschaftlichen Akteuren, stellt sich die Frage, inwieweit die 
UNESCO NGOs, als Teil der Zivilgesellschaft, in ihre Arbeit integriert. Die zentrale 
Fragestellung der Hausarbeit lautet folglich: Welche Einflussmöglichkeiten garantiert die 
UNESCO den nichtstaatlichen Organisationen? Ebenfalls stellt sich die Frage, ob die 
UNESCO ihre Avantgarde-Stellung6 bei der Zusammenarbeit mit NGOs auch in der Praxis 
bewahren kann. Es wird vermutet, dass NGOs trotz ihrer anerkannten Bedeutung und 
rechtlich zugesicherten Stellung innerhalb der UNESCO, ihr Mitspracherecht gegenüber 
Staaten nicht durchsetzten können. 
An Relevanz gewinnt das Thema, da im September 2011 eine neue Richtlinie7 über die 
UNESCO-NGO-Partnerschaft von der UNESCO-Generalkonferenz verabschiedet wurde. In 
Teil C der Arbeit wird die Kategorisierung der NGOs gemäß dieser neuen Richtlinie skizziert. 
                                               
1  Vgl. UNESCO (2008), S. 10. 
2  Rebasti (2008), S. 23. 
3  Vgl. Ahmed Sayyad, in: UNESCO (2008), S. 9. Siehe nachfolgendes Zitat von Ahmed Sayyad. 
4  Ahmed Sayyad hatte bis 2010 die Funktion eines Beigeordneten Generaldirektors für den Sektor Auswärtige 
Beziehungen und Kooperationen der UNESCO. Heute heißt der Bereich Sektor für Auswärtige Beziehungen und 
Öffentliche Information, vgl. UNESCO-Homepage (2010): The Organization, Sector for External Relations and 
Public Information, letztes Update: 24. September 2010. Näheres zu diesem Arbeitsbereich findet sich in der 
Arbeit unter dem Abschnitt Gemeinsame Konsultationen bei spezifischen Themen (S. 11). 
5  Ahmed Sayyad, in: UNESCO (2008), S. 9. 
6  Vgl. Ahmed Sayyad, in: UNESCO (2008), S. 9. Siehe vorangestelltes Zitat, Fn. 5. 
7  UNESCO/General Conference (2011): New Directives concerning UNESCO’s partnership with non-governmental 
organizations, Res. der 36. Generalkonferenz vom 23. November 2011, Paris. Nachfolgend wird diese Richtlinie 
als NGO-Richtlinie 2011 oder NGO-Richtlinie bezeichnet. 
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Anschließend werden in Teil D die Einflussmöglichkeiten der NGOs im Rahmen der 
UNESCO konkretisiert. Als Grundlage für die Analyse dient die neue NGO-Richtlinie von 
2011. In einem letzten Untersuchungsschritt (Teil E) wird die Zusammenarbeit der zwei 
Akteure an einem Praxisbeispiel näher beleuchtet. Hierfür wurde mit der Initiative Education 
for All (EFA), ein Beispiel aus dem Bildungssektor der UNESCO gewählt. Da Bildung eine 
Schlüsselrolle innerhalb der UNESCO einnimmt,8 sind in diesem Bereich besonders gute 
Fortschritte zu erwarten. Ob dies auch wirklich der Fall ist, soll die Arbeit klären. 
 
B) NGOS UND DEREN STELLUNG IM UN-SYSTEM 
 
Zur theoretischen Fundierung der Partnerschaft zwischen der UNESCO und NGOs scheint 
es zunächst sinnvoll, die Stellung von NGOs im UN-System zu identifizieren, da die 
UNESCO, gemäß Artikel 57 und 63 UN-Charta, eine Sonderorganisation der United Nations 
(UN) darstellt. Aufgrund der Einbettung der UNESCO in das UN-System, kann durch diese 
Herangehensweise eine allgemeine Definition von NGOs und deren Stellung im Völkerrecht 
abgeleitet werden.  
Bereits mit der Gründung der UN 1945, wurde die Einbeziehung von NGOs im Rahmen des 
UN-Systems durch Artikel 71 der UN-Charta fest etabliert. Allerdings gibt Artikel 71 der UN-
Charta keine Definition des Terms non-governmental organization, sondern verweist auf den 
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC): „Der Wirtschafts- und Sozialrat 
kann geeignete Abmachungen zwecks Konsultation mit nichtstaatlichen Organisationen 
treffen, die sich mit Angelegenheiten seiner Zuständigkeit befassen“9. Bereits 1950 legte 
der ECOSOC für Konsultationen mit nichtstaatlichen Akteuren eine Definition für diese fest: 
Demnach bezeichnen NGOs jede „international organization which is not created by 
intergovernmental agreement“10. Eine weiterentwickelte Definition wurde 1996 durch den 
ECOSOC entwickelt:  
„Any such organization that is not established by a governmental entitiy or 
intergovernmental agreement shall be considered a non-governmental 
organization for the purpose of these arrangements, including organizations that 
accept members designated by governmental authorities, provided that such 
membership does not interfere the free expression of views of the 
organization“11.  
Damit NGOs einen Konsultativstatus mit dem ECOSOC eingehen können, müssen sie über 
eine demokratische Verfassung und eine repräsentative Struktur verfügen. Weiterhin sollen 
NGOs in ihrem Zuständigkeitsbereich eine bedeutende Rolle spielen oder in diesem Bereich 
eine wichtige Vertretung der Zivilbevölkerung darstellen und keine Partikularinteressen 
vertreten. Interessant für die Ausführungen ist, dass die ECOSOC-Resolutionen weder auf 
das traditionelle NGO-Merkmal nicht gewinnbringend noch auf die Rechtspersönlichkeit von 
NGOs eingehen.12 Jedes Merkmal, welches die Definition enger fassen würde, hätte im 
gleichen Zug viele nichtstaatliche Akteure vom Konsultativstatus mit der UN 
ausgeschlossen. Vor allem die ECOSOC-Resolution 1996/31 eröffnete somit neue 
                                               
8  Vgl. Singh (2011), S. 1, 4 f., 46. 
9  Kap. X, Art. 71. UN-Charta. 
10 Bakker/Vierucci (2008), S. 13. 
11 ECOSOC (1996): Consultative relationship between the United Nations and non-governmental organizations, 
Paragraph 12. 
12 Vgl. Bakker/Vierucci (2008), S. 13f. 
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Möglichkeiten für nationale und regionale NGOs, um einen konsultativen Status im Rat zu 
erlangen.13 Diese Öffnung war andererseits auch erforderlich, da das Funktionieren 
spezieller ECOSOC-Gremien und anderer UN Organe von der Informationsbereitstellung 
durch NGOs abhängig war.14 Jedoch bleiben die Einflussmöglichkeiten der NGOs auf 
Grundlage des Konsultativstatus beschränkt und können von Staaten ohne weiteres ignoriert 
werden. Aus diesem Grund nutzen NGOs die Möglichkeiten des informellen Austauschs, 
um die Schranken des Konsultativstatus zu umgehen.  
 
C) KLASSIFIZIERUNG VON NGOS IM RAHMEN DER UNESCO 
 
Das vorangegangene Kapitel hat gezeigt, dass die Beziehungen zwischen NGOs und der 
UNESCO im größeren Kontext der UN zu verorten sind. Deutlich wird diese Beziehung auch 
beim Betrachten der Bestimmungen zur UNESCO-Mitgliedschaft, festgehalten unter Art. II 
der UNESCO-Verfassung. Staaten, die Mitglied der UN sind, haben das Recht auf eine 
Mitgliedschaft in der UNESCO.15 In Artikel II der UNESCO-Verfassung wird nicht explizit 
geschrieben, dass nur Staaten Mitglieder der IGO werden können. Durch den Verweis auf 
die UN gelten jedoch deren rechtliche Festlegungen zur Mitgliedschaft. Demzufolge 
verfügen NGOs nicht über das Recht, als gleichrangige Mitglieder bzw. 
Völkerrechtssubjekte, in der UNESCO aufgenommen zu werden. Es mussten spezielle 
Regelungen in die Verfassung integriert werden, damit ihr Status in der UNESCO garantiert 
werden kann. 
 
I. DEFINITION VON NGOS DURCH DIE UNESCO 
 
Laut der Richtlinie von 2011 definiert die UNESCO den Term NGO folgendermaßen:  
„UNESCO may establish official partnerships with international, regional, national 
or local non-governmental organizations. Any international organization shall 
qualify as a nongovernmental organization that may become a partner of 
UNESCO provided that it has not been established by intergovernmental 
agreement and that its purposes, functions, structure and operation are non-
governmental, democratic and non-profit-making in character. The international 
or regional NGO must form, through its regular active membership (consisting of 
institutions and/ or individuals), a community linked by a desire to pursue, in a 
significant number of countries or regions, the objectives for which it was 
established.” 
Die Definition verdeutlicht, dass die UNESCO ihre Zusammenarbeit nicht mehr auf 
internationale NGOs beschränkt, obwohl sich die UNESCO-Verfassung16 speziell auf 
internationale NGOs bezieht. Dies stellt eine entscheidende Öffnung der IGO für weitere 
                                               
13 Vgl. CCNGO (2006), S. 2, Einleitung. 
14 Vgl. Rebasti (2008), S. 25. 
15 Darüber hinaus können auch Staaten Mitglieder der UNESCO werden, die nicht Mitglied der VN sind. Dies erfolgt 
durch eine Empfehlung des Exekutivrats und mit einer Zweidrittelmehrheit der Generalkonferenz, vgl. UNESCO-
Verfassung, Art. II, Abs. 2. 
16 UNESCO-Verfassung, Art. XI, Paragraph 4. 
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NGOs dar, da in der ersten Richtlinie17 über die Beziehungen zwischen UNESCO und NGOs 
von 1966 noch speziell internationale NGOs als offizielle Partner der UNESCO benannt 
wurden. Dennoch gelten für internationale NGOs strengere Richtlinien: Die Einschränkung, 
dass NGOs nicht durch eine zwischenstaatliche Vereinbarung gegründet werden dürfen und 
dass ihre Zwecke, Funktionen, Struktur und Arbeitsweise nichtstaatlich, demokratisch und 
gemeinnützig sein müssen, wurde in der Richtlinie von 2011 nur explizit für internationale 
NGOs benannt. 
 
II. RECHTLICHE GRUNDLAGE FÜR DIE EINBEZIEHUNG VON NGOS 
 
Wie bereits zuvor schon erwähnt, bilden NGOs im internationalen System keine 
Völkerrechtssubjekte und können nicht als „normale“ Mitglieder in IGOs aufgenommen 
werden, hierfür bedarf es einer besonderen Erwähnung im Vertragstext. Durch Artikel XI, 
Paragraph 4 der UNESCO-Verfassung bekommen NGOs diese rechtliche Legitimität für eine 
Zusammenarbeit mit der UNESCO: 
„Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur kann geeignete Übereinkommen treffen zwecks Konsultation und 
Zusammenarbeit mit internationalen privaten Organisationen, deren 
Arbeitsgebiet in ihre Zuständigkeit fällt, und kann sie einladen, besondere 
Aufgaben zu übernehmen. Eine solche Zusammenarbeit kann auch in einer 
angemessenen Beteiligung von Vertretern solcher Organisationen an den 
Arbeiten der von der Generalkonferenz ins Leben gerufenen beratenden 
Ausschüsse bestehen.“ 
Die Zusammenarbeit wird demnach durch die Begriffe Konsultation und Kooperation 
umschrieben. Laut Hoggart (1996) werden darunter das Bereitstellen von Beratung durch 
NGOs, das Anbieten von technischer Unterstützung für die UNESCO und die Darstellung 
wichtiger Meinungsbilder der Öffentlichkeit zu spezifischen Themen sowie die 
Unterstützung und Durchführung von UNESCO-Programmen und Aktivitäten verstanden.18 
 
III. RECHTLICHER STATUS DER NGOS: ZWEI KATEGORIEN DER 
ZUSAMMENARBEIT 
 
Nach der aktuellen NGO-Richtlinie von 2011, die die Beziehungen zwischen NGOs und der 
UNESCO regelt, sind zwei grundlegende Arten von Partnerschaften möglich19: Die eine 
NGO-Mitwirkung zielt darauf ab, eine flexible und dynamische Zusammenarbeit im Rahmen 
von UNESCO-Programmen zu erreichen − der sogenannte Konsultativstatus. Die zweite 
offizielle Kategorie der Partnerschaft beinhaltet enge und kontinuierliche Kooperationen, um 
die UNESCO-Programme zu definieren und umzusetzen − der sogenannte Assoziativstatus.  
 
                                               
17 UNESCO/General Conference (1966): Directives concerning UNESCO’s relations with International Non-
Governmental Organizations, 11. Sitzung. Das UNESCO-Dokument wird im Folgenden als (NGO-) Richtlinie 1966 
bezeichnet. 
18 Vgl. Hoggart (1996), S. 101. 
19 Die Richtlinie von 2011 reduziert die Einstufung von NGOs auf zwei Kategorien. Die Richtlinie von 1995 
beinhaltete noch drei Kategorien: formale Beziehungen, die entweder formal assoziiert oder formal konsultativ 
seien können, und operationale Beziehungen, vgl. Martens (1999). 
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1. Konsultativstatus 
Die Generaldirektorin20 kann, wenn sie es als gewinnbringend für die UNESCO-Programme 
betrachtet, mit NGOs auf konsultativer Ebene kooperieren. Die Partnerschaftskategorie 
wurde etabliert, um flexible und dynamische Partnerschaften mit Organisationen der 
Zivilgesellschaft zu schaffen, die in den Zuständigkeitsfeldern der UNESCO tätig sind. Falls 
notwendig, können NGOs mit Konsultativstatus von der Expertise der UNESCO und deren 
Durchführungskapazitäten profitieren, wie z. B. der Verbreitung von Informationen. Diese 
Partnerschaft soll vor allem das Entstehen nichtstaatlicher Organisationen in den Teilen der 
Welt fördern, wo sie schwach und isoliert sind. Insbesondere NGOs in Entwicklungsländern 
sind von dieser Unterstützung abhängig. 
 
2. Assoziativstatus 
Der Exekutivrat kann, nach Empfehlung der Generaldirektorin, den Assoziativstatus an eine 
internationale oder regionale NGO vergeben. Die Partnerschaft ist für acht Jahre festgelegt, 
kann aber erneuert werden. NGOs, die einen Assoziativstatus erlangen wollen, müssen ihre 
Fähigkeiten in einem wichtigen Bereich der Bildung, Naturwissenschaften, Sozial- und 
Geisteswissenschaften, Kultur oder Kommunikation und Information bewiesen haben. 
Ferner müssen sie einerseits einen wesentlichen Beitrag für die UNESCO-Ziele und 
andererseits für die Umsetzung der UNESCO-Programme geleistet haben. Darüber hinaus 
müssen NGOs vorher, für mindestens zwei Jahre, einen Konsultativstatus mit der UNESCO 
innegehabt haben.21 Der Assoziativstatus geht somit über die Bestimmungen des 
Konsultativstatus der UNESCO aber auch des ECOSOC hinaus. 
 
IV. GRUNDLEGENDE VORAUSSETZUNGEN AN NGOS IN OFFIZIELLER 
UNESCO-PARTNERSCHAFT  
 
Damit eine NGO als offizieller Partner der UNESCO aufgenommen werden kann, muss sie 
gemäß Punkt I, 3. Unterpunkt der NGO-Richtlinie, einige Voraussetzungen erfüllen. 
Sie sollte in mindestens einem UNESCO-Tätigkeitsfeld involviert sowie fähig und willens 
sein, einen wirksamen Beitrag zu den Zielen und/oder der Umsetzung der UNESCO-
Programme zu leisten. 
Sie sollte bei ihren Handlungen die Grundprinzipien der Kooperation, Toleranz und Solidarität 
einhalten und im Interesse der Menschheit handeln sowie dabei kulturelle Identitäten 
respektieren. 
Voraussetzungen bilden auch ein anerkannter rechtlicher Status und ein Hauptsitz der NGO. 
Darüber hinaus muss die Satzung der NGO demokratisch angenommen worden sein.  
Die allgemeinen Entscheidungen der NGO sollten durch eine Konferenz, Versammlung oder 
durch ein anderes repräsentatives Organ, welches Entscheidungen demokratisch fällt, 
festgesetzt werden. 
Wesentliche Ressourcen sollen sich in erster Linie von den Mitgliedsbeiträgen, Tätigkeiten 
der NGO sowie Schenkungen oder Zuwendungen ableiten, damit die Arbeit der NGO auch 
ohne zusätzliche finanzielle Hilfen garantiert werden kann.  
                                               
20 In der vorliegenden Arbeit wird stets die weibliche Form Generaldirektorin verwendet, da seit 2009 Frau Irina 
Bokova das Amt innehat. Es sei denn, der Begriff bezieht sich auf frühere Generaldirektoren, vgl. UNESCO-
Homepage (2009): Generaldirektorin der UNESCO. 
21 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt III (Associate status). 
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Die NGO muss real bestehen und mindestens bereits zwei Jahre aktiv sein, bevor sie den 
Aufbau einer Partnerschaft mit der UNESCO beantragt. 
Die Kooperation mit einer nationalen oder regionalen NGO sollte auch unter Konsultation der 
UNESCO-Nationalkommission des jeweiligen Mitgliedstaats durchgeführt werden und, falls 
angebracht, sollten auch die UNESCO-Außenstellen (UNESCO field units/ offices) 
herangezogen werden. Lokale und regionale NGOs können jedoch generell keinen 
Assoziativstatus erwerben.22 
 
D) NGOS UND DEREN ZUSAMMENARBEIT MIT DER UNESCO 
 
I. GESCHICHTLICHE VERBUNDENHEIT UND STETIGE VERTIEFUNG DER 
PARTNERSCHAFT 
 
NGOs gelten als „Geburtshelfer“23 der UNESCO, denn bereits vor der Gründung der IGO 
erkannten die Staaten die Bedeutung nichtstaatlicher Akteure. Fernando Henrique Cardoso, 
Vorsitzender des gleichnamigen Ausschusses, brachte die herausragende Stellung von 
NGOs folgendermaßen auf den Punkt:  
„The rise of civil society is indeed one of the landmark events of our times. 
Global governance is no longer the sole domain of Governments. The growing 
participation and influence of non-state actors is enhancing democracy and 
reshaping multilateralism.“24 
Die erste Partnerschaft wurde im Bereich der Naturwissenschaften gegründet: Der 
Internationale Rat Wissenschaftlicher Vereinigungen (International Council of Scientific 
Unions, ICSU) unterzeichnete bereits 1946 als erste NGO eine Vereinbarung mit der 
UNESCO.25 Zwar wurden in den Anfangsjahren viele UNESCO-NGO-Partnerschaften nur auf 
Ad-hoc-Basis eingegangen, jedoch nahm die Anzahl der NGOs und somit auch die der 
offiziellen Partnerschaften zu, und ein System der Einstufung wurde notwendig. Mit der 
NGO-Richtlinie von 196626 wurden drei Kategorien der Zusammenarbeit geschaffen, damit 
die Rolle der NGOs für die UNESCO bestimmt werden konnte.27 Seitdem wird der 
Exekutivrat der UNESCO auch durch einen speziellen Ausschuss unterstützt (siehe dazu Teil 
D II 4. dieser Arbeit), der die Beziehungen zwischen der UNESCO und ihren Partner-NGOs 
regelt.  
Die Beziehungen zwischen NGOs und der UNESCO wurden 1995 durch eine neue Richtlinie 
reformiert.28 Mit dieser NGO-Richtlinie von 1995 öffnete sich die UNESCO nun auch 
nationalen NGOs und beschränkte ihre Zusammenarbeit nicht mehr auf internationale 
nichtstaatliche Organisationen (INGOs). Dennoch reduzierte sich die Anzahl der NGOs, die in 
offizieller Partnerschaft mit der UNESCO standen, da ein neues Einstufungssystem für eine 
                                               
22 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt I, 3. Unterpunkt (Common essential conditions). 
23 Merkel (1996), S. 94. 
24 Cardoso, in: UN/GA (2004), S. 3. 
25 NGO-UNESCO Liaison Committee (2008): Round Table session organized by the NGO Liaison Committee during 
the 179th session of UNESCO’s Executive Board, 4. April 2008, Präsentation von Jens Boel, Chief Archivist, 
UNESCO. 
26 UNESCO/General Conference (1966): Directives concerning UNESCO’s Relations with International Non-
Governmental Organisations. 
27 Vgl. Hoggart (1996), S. 101. 
28 Vgl. Martens (1999). 
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gemeinsame Partnerschaft eingeführt wurde. Um die Transparenz der IGO zu verbessern, 
wurden Aufgaben und Ressourcen auf die lokale und regionale Ebene verlagert. Somit 
wurden die Beziehungen der zwei Akteure zunehmend dezentralisiert. Weiterhin schränkte 
die UNESCO ihre finanzielle Unterstützung für NGOs auf ein Mindestmaß ein und förderte 
vor allem neu gegründete sowie NGOs aus Entwicklungsländern. Die vorgenommenen 
Veränderungen durch die Richtlinie 1995 müssen im größeren Kontext einer allgemeinen 
Krise der UNESCO gesehen werden. Vorrangig westliche Staaten kritisierten in den 1980er 
Jahren die UNESCO für ihr schlechtes finanzielles Management und die Politisierung der 
Organisation. Mit dem Rücktritt von Großbritannien und den USA − der Länder, die mit 
knapp 30 Prozent einen Großteil zum UNESCO-Budget beigetragen haben − musste sich die 
UNESCO zwangsläufig umstrukturieren, um mit weniger finanziellen Mitteln dennoch 
langfristig erfolgreiche Projekte durchführen zu können.29 
Neuen Input bekam die Partnerschaft durch den Bericht eines Expertengremiums30, welches 
sich mit den Beziehungen zwischen der UN und der Zivilbevölkerung auseinandergesetzt 
hat. Das Gremium ist auch bekannt als Cardoso-Panel, da es durch den ehemaligen 
brasilianischen Präsidenten, Fernando Henrique Cardoso, geleitet wurde.31 Der Bericht 
schlug vor, dass die Partnerschaften mit der Zivilgesellschaft ausgebaut und verstärkt 
werden sollten, um die öffentliche Sichtbarkeit der UN-Organe zu erhöhen.32 Jedoch kam die 
Kritik auf, dass der Cardoso-Bericht zwar einige gute Neuerungen aufgezeigt, jedoch die 
wesentlichen Vorstellungen der NGOs nicht berücksichtigt habe.33 
Weiter in den Fokus gerieten die Beziehungen zwischen den beiden Akteuren durch die 
Errichtung des Global Partnership for Development im Jahr 2003, das gleichzeitig das achte 
Millennium Development Goal (MDG 8) darstellt.34  
Schließlich wurde im November 2011 die neue NGO-Richtlinie durch die Generalkonferenz 
der UNESCO angenommen: Diese bietet einen vereinfachten Rahmen für Partnerschaften 
und erlaubt eine größere Einbeziehung von NGOs in die Entwicklung und Durchführung von 
UNESCO-Programmen und stärkt somit die Verbindung mit der Zivilgesellschaft.35 
 
II. EINFLUSSMÖGLICHKEITEN FÜR NGOS DURCH INSTITUTIONEN DER 
UNESCO 
 
1. Internationale Konferenz der NGOs 
Die Internationale Konferenz der NGOs bringt alle NGOs zusammen, die in einer offiziellen 
Partnerschaft mit der UNESCO stehen. Aktuell haben 362 NGOs diesen Status inne.36 Diese 
                                               
29 Vgl. Martens (1999). 
30 Offiziell heißt das Gremium Gruppe namhafter Persönlichkeiten für die Beziehungen zwischen den Vereinten 
Nationen und der Zivilgesellschaft (Panel of Eminent Persons on United Nations-Civil Society Relations), vgl. 
Volger (2005), S. 12. 
31 Vgl. UNESCO (2008), S. 10, 99, 120. Der Bericht wurde am 21. Juni 2004 veröffentlicht und enthält 30 konkrete 
Vorschläge für eine Reform der Beziehungen zwischen der UN und der Zivilgesellschaft, vgl. UNESCO (2008), S. 
120. 
32 Vgl. UNESCO (2008), S. 10. 
33 Vgl. Volger (2005), S. 16. 
34 Vgl. Sayyad, Ahmed, in: UNESCO (2008): UNESCO and civil society. 
35 Vgl. UIA-Homepage (2011): New directives concerning UNESCO’s partnership with NGOs, am 23. November 
2011 veröffentlicht. 
36 Vgl. UNESCO-Homepage (2013): Organizations maintaining official relations with UNESCO, Stand: 03.03.2013. 
Insgesamt zählt die Datenbank 384 NGOs mit Konsultativ- und Assoziativstatus, darunter 22 Stiftungen 
(foundations). Werden die Stiftungen nicht miteinberechnet, ergeben sich 362 NGOs. 
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Partner-NGOs halten alle zwei Jahre die Internationale Konferenz ab, um den Stand der 
Kooperation zu evaluieren, gemeinsame Konsultationen durchzuführen und die Kooperation 
bei einer Zusammenarbeit zwischen mehreren NGOs zu erleichtern. Die Konferenz bietet 
den NGOs vor allem einen Ort zum Versammeln, um zukünftige Themen für die Arbeit der 
UNESCO zu diskutieren. Im Besonderen nimmt die UNESCO-Generaldirektorin Hinweise 
und Vorschläge entgegen, die das vorläufige Programm der UNESCO und den 
Haushaltsentwurf betreffen. Neben dem Vorsitzenden der Konferenz, wählen die Mitglieder 
auch die zehn NGO-Vertreter des NGO-UNESCO-Verbindungsausschusses, der im nächsten 
Abschnitt näher erläutert wird.37 
Die letzte Internationale Konferenz fand im Dezember 2012 in Paris statt und versammelte 
zum Thema „Culture and Cultures: reconciling universality and diversity“ 371 Partner-NGOs 
der UNESCO. Alle Partner-NGOs, die nicht die Möglichkeit hatten zur Konferenz nach Paris 
zu kommen, konnten die Diskussionen auch online per Video mitverfolgen.38 
 
2. NGO-UNESCO-Verbindungsausschuss 
Der NGO-UNESCO-Verbindungsausschuss (NGO-UNESCO Liaison Committee) ist das 
ständige Vertretungsorgan der NGOs,39 die sich in einer offiziellen Partnerschaft mit der 
UNESCO befinden.  
Der NGO-Verbindungsausschuss besteht aus zehn NGO-Vertretern, die durch die 
Internationale Konferenz gewählt werden. Dabei werden alle Weltregionen, die durch die 
UNESCO definiert wurden, mindestens durch eine NGO repräsentiert, die ihren Hauptsitz in 
dieser Region hat. Der Vorsitzende der Internationalen Konferenz (siehe vorausgegangenen 
Abschnitt), aktuell Bernard Loing, übernimmt auch die Leitung für den NGO-
Verbindungsausschuss. Die Hauptaufgabe der Institution besteht darin, die Interessen der 
NGOs im Rahmen der UNESCO zu vertreten und gemeinsame Interessen zu koordinieren.40 
Dies wird gewährleistet durch die Teilnahme der NGO-Vertreter in den 
Hauptveranstaltungen der UNESCO. Dazu gehören vor allem die Sitzungen der 
Generalkonferenz und des Exekutivrats, aber auch Konsultationen über UNESCO-
Programme sowie verschiedene Kolloquien, Seminare und weitere Veranstaltungen. 
Innerhalb der NGO-Vertretung gibt es zehn Arbeitsfelder, die als Joint Programmatic 
Commissions (JPC) and Working Groups bezeichnet werden. Dazu zählen z. B die 
Arbeitsfelder Menschenrechte, Dialog zwischen den Kulturen und Bildung für alle.41 
Nach der Richtlinie von 2011 veranstaltet die NGO-Vertretung zweimal im Jahr ein NGO-
Forum über ein wichtiges UNESCO-Thema.42 Im Dezember 2011 richtete die NGO-
Vertretung z. B einen internationalen NGO-Tag aus, bei dem sich die offiziellen NGO-Partner 
mit der neuen NGO-Richtlinie auseinandersetzten.43 
                                               
37  Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt XI, Unterpunkt 1.2. 
38 UNESCO-Homepage (2012): International Conference of Non-Governmental Organizations, UNESCO Head-
quarters, Paris, France, 12-14 December 2012. 
39 Nachfolgend auch als NGO-Verbindungsausschuss oder NGO-Vertretung bezeichnet. Im Englischen ist ebenso 
die Abkürzung Liaison Committee üblich. 
40 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt XI, Unterpunkt 2.1 (a). 
41 Vgl. NGO-UNESCO Liaison Committee Homepage (2011): Annual Report for 2011, Bernard Loing, President, 
Liaison Committee. 
42 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt XI, Unterpunkt 2.1 (g). 
43 Vgl. WOSM-Homepage (2013a): International NGO Day by UNESCO, Stand: Februar 2013. Die WOSM (World 
Organization of the Scout Movement) hat als NGO einen Konsultativstatus mit der UNESCO inne. WOSM ist 
eine Weltpfadfinderorganisation, deren Mission darin besteht, einen Beitrag für die Bildung von Kinder und 
Jugendlichen zu leisten. Die NGO wurde 1920 gegründet und hat ihren Sitz in Genf, vgl. WOSM-Homepage 
(2013b): Fact Sheets, Stand: Februar 2013. 
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3. Gemeinsame Konsultationen bei spezifischen Themen 
Als dritte Möglichkeit der gemeinsamen Kooperation zwischen der UNESCO und NGOs wird 
in der NGO-Richtlinie die Möglichkeit gemeinsamer Konsultationen bei spezifischen Themen 
benannt. Diese gemeinsamen Konsultationen werden durch das Sekretariat mit NGOs 
organisiert, die sich auf einen Themenbereich der UNESCO spezialisiert haben. Im 
Sekretariat werden die Belange der NGOs durch die Abteilung Nationalkommissionen und 
Zivilgesellschaft (Division of National Commissions & Civil Society, ERI/NCS)44 bearbeitet, die 
dem Sektor für Auswärtige Beziehungen und Öffentliche Information (Sector for External 
Relations and Public Information, ERI)45 untergeordnet ist. Die Aufgabe der Abteilung 
ERI/NCS liegt darin, den Austausch von Informationen zwischen NGOs und den einzelnen 
Programmbereichen zu fördern.  
NGOs werden einerseits durch den Begriff Zivilgesellschaft erfasst, sie können ihre 
Interessen auch über die UNESCO-Nationalkommissionen46 geltend machen. Die 
Nationalkommissionen können nach Artikel VII der UNESCO-Verfassung von den 
Mitgliedstaaten eingeführt werden. Neben einer beratenen Funktion für die Regierung und 
der Informationsarbeit für die Bevölkerung agieren diese auch als „UNESCO-
Verbindungsstelle[n]“47 für die zahlreichen NGOs auf nationaler Ebene.48 Somit bekommen 
auch NGOs, die nicht in offizieller Partnerschaft mit der UNESCO stehen, die Chance, ihre 
Ideen und Interessen über die Nationalkommissionen zu kommunizieren. Inwieweit die 
Anmerkungen dann auch von den Nationalkommissionen der UNESCO nahe gebracht 
werden, bleibt offen. 
Somit stellt diese Art der Zusammenarbeit eine Vertretung von NGOs auf der Ebene des 
UNESCO-Sekretariats dar. Ziel ist es, dass NGOs einen Beitrag für die Entwicklung und 
Implementierung zentraler UNESCO-Programme leisten können.49 Ein bedeutendes Thema 
stellt z. B. die Initiative Education for All (EFA) dar, die als Praxisbeispiel in dieser Arbeit (Teil 
E) vorgestellt wird.  
 
4. Ausschuss für Nichtstaatliche Partner des Exekutivrats 
Der Ausschuss für Nichtstaatliche Partner (Committee on Non-Governmental Partners, 
NGP)50 wurde 1966 gegründet, um die starke Zunahme von NGOs als Partner der UNESCO 
zu koordinieren. Anfänglich wurde der Ausschuss nur mit der Aufnahmeprozedur, der 
Akkreditierung, für NGOs beauftragt, daher war sein ursprünglicher Name auch NGO-
Ausschuss. Mittlerweile ist er für alle Angelegenheiten zwischen der UNESCO und ihren 
nichtstaatlichen Partnern zuständig.51 Eine Einstufung der nichtstaatlichen Partner war 
notwendig, damit die Zusammenarbeit zwischen den beiden Akteuren effizient und 
übersichtlich blieb.52 
                                               
44 Vgl. UNESCO-Homepage (2012): Secretariat, Organizational Chart, Sector for External Relations and Public 
Information (ERI). Siehe dazu Anhang 2 der vorliegenden Arbeit. 
45 Vgl. UNESCO-Homepage (2012): Secretariat, Organizational Chart. Siehe dazu Anhang 1 der vorliegenden Arbeit. 
46 In Deutschland übernimmt die Deutsche UNESCO-Kommission (DUK) diese Aufgabe, vgl. Hüfner/Reuther (2005), 
S. 31. 
47 Hüfner/Reuther (2005), S. 30. 
48 Vgl. Hüfner/Reuther (2005), S. 30. 
49 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt XI, 3. Unterpunkt. 
50 Nachfolgend auch als NGP-Ausschuss benannt. Der Ausschuss wurde früher als NGO-Ausschuss bezeichnet (vgl. 
dazu Hüfner/Reuther (2005), Abb. S. 22), auf der neuen UNESCO-Webseite wurde er jedoch umbenannt.  
51 Vgl. UNESCO (2008), S. 32. 
52 Vgl. IMC-Homepage (2013): Relations with UNESCO- 
 10 
Der Ausschuss besteht aus 23 NGO-Vertretern,53 die jeweils aus einem anderen Land 
kommen, dieses allerdings nicht repräsentieren. Damit es zu einer ausgewogenen 
Repräsentation der Weltregionen kommt, stammen immer vier NGO-Vertreter − die 
Ausnahme bildet hier die Gruppe Osteuropa mit drei NGO-Vertretern − aus einer der sechs 
Regionalgruppen.54 Neben der Akkreditierung der NGO-Partner setzt sich der Ausschuss mit 
allen allgemeinen Fragen auseinander, die sich aus der UNESCO-NGO-Partnerschaft 
ergeben. Im Speziellen beschäftigt sich der Ausschuss mit der Implementierung der neuen 
NGO-Richtlinie oder finanziellen Vereinbarungen, die zwischen den beiden Akteuren 
getroffen wurden.55 
 
III. KONKRETE EINFLUSSMÖGLICHKEITEN LAUT NGO-RICHTLINIE 2011 
 
Nachdem im vorangegangenen Kapitel die Institutionen präsentiert wurden, durch die NGOs 
Einfluss auf die Arbeit der UNESCO nehmen können, werden nachfolgend die konkreten 
Gestaltungsmöglichkeiten der NGOs im Rahmen der UNESCO dargelegt. Die rechtlichen 
Bestimmungen dafür finden sich unter Punkt VI, Advantages granted to UNESCO’s NGO 
partners, der NGO-Richtlinie 2011. 
Die Generaldirektorin soll einen Austausch von Informationen und Dokumenten bei 
Arbeitsthemen von gemeinsamem Interesse garantieren. Weiterhin sollen NGOs so eng und 
so regelmäßig wie möglich in die verschiedensten Phasen der Planung und Durchführung 
von UNESCO-Programmen eingebunden werden. Zudem garantiert die Richtlinie, dass die 
NGO-Partner, die im NGP-Ausschuss des Exekutivrats vertreten sind, ohne Antrag 
Beobachter in die Generalkonferenz entsenden können. Die anderen offiziellen NGO-Partner 
müssen von der Generaldirektorin eingeladen werden, damit sie Beobachter in die 
Generalkonferenz entsenden können. Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten können diese 
Beobachter Stellungnahmen in den verschiedenen Organen der Generalkonferenz abgeben. 
Sie haben auch die Möglichkeit, Reden in den Plenarsitzungen der Generalkonferenz zu 
halten, wenn es sich um ein wichtiges Thema für die UNESCO handelt und dieses auch in 
den Zuständigkeitsbereich der NGO fällt. 
Des Weiteren können die offiziellen NGO-Partner vom Vorsitzenden des NGP-Ausschusses 
des Exekutivrats zu dessen Ausschusssitzungen eingeladen werden. Mit seiner 
Zustimmung können NGOs auch in den anderen Organen des Exekutivrats als Beobachter 
teilnehmen. Wenn die UNESCO-Generaldirektorin der Meinung ist, dass NGOs einen 
bedeutenden Beitrag für die Arbeit einer bestimmten Sitzung leisten können, so kann sie die 
NGOs auch zu jeglicher UNESCO-Tagung einladen. 
Darüber hinaus sollten sie zu den gemeinsamen NGO-Konsultationen über spezifische 
Themen eingeladen werden, die sich mit der Implementierung der UNESCO-Programme 
beschäftigen. Obwohl die UNESCO laut Präambel (Absatz 2) der Richtlinie von 2011 keine 
Finanzierungsorganisation darstellt, sollten NGOs Zugang zu einigen Finanzierungshilfen für 
Kooperationen erhalten. Die Richtlinie räumt NGOs auch ein, der Generaldirektorin jederzeit 
schriftliche Stellungnahmen zu ihrem Kompetenzbereich zukommen zu lassen. Allein sie 
                                               
53 Vgl. Hüfner/Reuther (2005), Abb. S. 22. 
54 Vgl. UNESCO/Executive Board-Homepage (2013): The Committee on Non-governmental Partners (NGP). Die 
UNESCO teilt die Mitglieder in folgende sechs Gruppen: Afrika, Arabische Staaten, Asien/Pazifik, Westeuropa, 
Osteuropa, Nordamerika und Lateinamerika, vgl. UNESCO/Executive Board Homepage (2013): Composition of 
the Bureau in 2011 – 2013. Siehe dazu die Spalte NGP (23). Die Gruppe Osteuropa wurde neu eingeführt und 
findet sich teilweise noch nicht auf der offiziellen Seite wieder. 
55 Vgl. IMC-Homepage (2013): Relations with UNESCO. 
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verfügt über die Möglichkeit, den Inhalt dieser Stellungnahmen an den Exekutivrat oder an 
die Generalkonferenz weiterzuleiten. Zudem können die Partner-NGOs auch die 
Räumlichkeiten der UNESCO nutzen. 
Ferner erhalten NGOs mit Assoziativstatus Sonderrechte gegenüber Partnern mit 
Konsultativstatus. Die UNESCO kann mit ihnen Rahmenverträge für Kooperationen 
abschließen, um die gemeinsamen Prioritäten abzustecken. Auch bekommen sie eher 
Büroräume zugesichert, besonders in dem Fall, wenn das Sekretariat in ständigen Kontakt 
mit den NGOs stehen muss, um die UNESCO-Programme besser koordinieren zu können.56 
 
IV. DIE BEWERTUNG DER EINFLUSSMÖGLICHKEITEN FÜR DIE 
ZUSAMMENARBEIT 
 
In den vorangegangenen Abschnitten wurden die Einflussmöglichkeiten für NGOs − 
einerseits durch geschaffene Institutionen, andererseits durch festgeschriebene Rechte − im 
Rahmen der UNESCO aufgelistet. In den folgenden Ausführungen soll kritisch hinterfragt 
werden, inwieweit NGOs dadurch tatsächlich Einfluss auf die Arbeit der UNESCO nehmen 
können. In welchen Bereichen bekommen NGOs nur einen eingeschränkten Einfluss, 
obwohl die Bestimmungen der UNESCO, insbesondere die NGO-Richtlinie von 2011, den 
nichtstaatlichen Partnern mehr Rechte zugesteht? Es stellt sich jedoch auch die Frage, 
inwieweit die UNESCO durch die Einflussnahme der NGOs profitiert. 
 
1. Errungenschaften der Zusammenarbeit 
Die Fähigkeit der UNESCO „to gather such diverse organizations around it has always been 
one of its chief strengths“57. Die zahlreichen Institutionen für NGOs im Rahmen der 
UNESCO machen deutlich, dass die nichtstaatlichen Partner einen festen Platz innerhalb der 
IGO einnehmen. Damit hebt sich die UNESCO deutlich von den anderen 
Sonderorganisationen der UN, aber auch von den Organen der UN ab. Unter den UN-
Sonderorganisationen verfügt die UNESCO über die detailreichsten Richtlinien zur 
Einbeziehung von NGOs in die Arbeit der UNESCO.58 
Eine der größten Errungenschaften der UNESCO-NGO-Partnerschaft stellt eine effektivere 
Umsetzung der UNESCO-Programme dar. Sowohl die UNESCO als auch die nichtstaatlichen 
Akteure profitieren hier gleichermaßen von dem Erfolg. Da die Begünstigten direkt an den 
Programmen teilnehmen und die Programme selbst leiten können, wird nicht nur die 
Effektivität gesteigert, sondern auch das Vertrauen in die UNESCO selbst als international 
agierende Organisation gestärkt.59 Oftmals ist die UNESCO in Entwicklungsländern nicht 
bekannt und stößt somit auf weniger lokaler Unterstützung und sogar Misstrauen.60 Eine 
Zusammenarbeit ist jedoch notwendig, um Projekte langfristig erfolgreich umzusetzen. In 
diesem Fall können NGOs eine gute Brückenfunktion einnehmen und die Kommunikation 
vor Ort verbessern. Ferner leistet die UNESCO durch die NGO-Richtlinien ihren Beitrag dazu, 
dass NGOs in internationale Entscheidungsprozesse miteinbezogen werden. Das ist vor 
allem dann von besonderer Bedeutung, wenn von staatlicher Seite aus eine 
Zusammenarbeit ausgeschlossen wurde.61 Auch bilden NGOs gute Netzwerke, um den 
                                               
56 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt VI, 3. Unterpunkt (Associate status). 
57 UNESCO (2008), S. 30. 
58 Vgl. Hempel (1999), S. 171. 
59 Vgl. UNESCO (2008), S. 31. 
60 Vgl. UNESCO (2008), S. 15. 
61 Vgl. UNESCO (2008), S. 15. 
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„Sachverstand in den Mitgliedstaaten“62 zu bündeln und für gemeinsame Projekte zu 
nutzen. Für die UNESCO ist es oftmals schwierig, die Programme speziell auf ein Land 
auszurichten, ohne Experten, die die Situation vor Ort einschätzen können. Nichtstaatliche 
Akteure, die mit den lokalen Strukturen vertraut sind, kennen die Besonderheiten der Region 
und können somit zielgerichtete Programme mit Hilfe der UNESCO etablieren. 
Gleichermaßen kann die UNESCO dieses lokale Wissen nutzen und durch 
„Informationsverarbeitung und  
-aufbereitung“63 in ähnlichen Regionen, in denen der nichtstaatliche Sektor weniger stark 
ausgebaut ist, die Projektstruktur übertragen. 
Andererseits verhelfen NGOs den UNESCO-Projekten auch in weiteren 
Bevölkerungskreisen64 zu mehr Bekanntheit und unterstützen die UNESCO somit bei der 
Verwirklichung ihrer Ziele. 
NGOs haben sich auch als „Frühwarnsystem“ unentbehrlich gemacht. Durch ihre 
„grassroot activities“ bekommen sie am ehesten mit, in welchen Bereichen Hilfe dringend 
notwendig ist. Auch wenn NGOs nicht dementsprechend reagieren können, so verfügen sie 
doch über die Möglichkeit, die Staaten zum Handeln zu mobilisieren. Durch 
Öffentlichkeitsarbeit können sie Defizite aufzeigen und den entscheidenden Druck 
gegenüber den Staaten aufbauen. 
Weiterhin profitiert die UNESCO von der größeren Flexibilität ihrer nichtstaatlichen Partner. 
Aufgrund der schwierigen finanziellen und personellen Lage stehen der UNESCO gar nicht 
die Ressourcen zur Verfügung, alle notwendigen Projekte im Alleingang zu realisieren. Sie ist 
von den Netzwerken, Experten und innovativen Ideen der nichtstaatlichen Organisationen 
abhängig. Ferner sind NGOs einem geringen Grad an Bürokratie ausgesetzt und können 
somit viel schneller auf neue Situationen reagieren. NGOs stellen keine Gebilde des 
Völkerrechts, sondern des Privatrechts dar und sind dadurch nicht den Zwängen ausgesetzt, 
die IGOs bewältigen müssen. Nichtstaatliche Akteure sind zuallererst ihren Mitgliedern 
verpflichtet und nicht, wie die UNESCO, (fast) der Gesamtheit der Staaten auf der Welt. 
Es hat sich erwiesen, dass die Einbeziehung von NGOs in den Konsultationsprozess 
entscheidende Vorteile für die erfolgreiche Umsetzung völkerrechtlicher Verträge bietet.65 
Da existierende rechtliche Durchsetzungsmittel im Rahmen der UNESCO sehr limitiert sind, 
können NGOs einen Beitrag dazu leisten, Staaten für die Umsetzung der UNESCO-Ziele zu 
mobilisieren oder zumindest durch das Aufzeigen von Defiziten die Wichtigkeit des Themas 
für die Öffentlichkeit präsent zu halten.66 
 
2. Potenziale der Zusammenarbeit 
Andererseits darf die Zusammenarbeit zwischen NGOs und der UNESCO nicht zu eng 
werden, sie sollte nicht über eine Partnerschaft hinausgehen. Die größte Herausforderung 
für NGOs zeigt sich in der Notwendigkeit, die Unabhängigkeit zu Staaten und zur UNESCO 
zu bewahren67, denn gerade diese Unabhängigkeit macht ihre politische und intellektuelle 
Stärke aus. 
                                               
62 Hüfner/Reuther (2005), S. 30. 
63 Hüfner/Reuther (2005), S. 37. 
64 Vgl. Hüfner/Reuther (2005), S. 30. 
65 Vgl. Merkel/DUK (2006), S. 47. 
66 Vgl. UNESCO (2008), S. 61. „Visibility” der UNESCO ist ein Ziel, das die Organisation verfolgt. Festgehalten u. a. 
in: UNESCO (2007): Directives concerning the use of the name, acronym, logo and Internet domain names of 
UNESCO, (34 C/Res. 86), S. 5. 
67 Vgl. UNESCO (2008), S. 28. 
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NGOs an sich bilden jedoch keine Garantie für eine unabhängige Sichtweise. Auch können 
sie zwar die öffentliche Meinung in einem bestimmten Bereich in einer Region darstellen, 
das bedeutet jedoch nicht gleichzeitig, dass diese Einstellung dem Wohl der Zivilgesellschaft 
dient noch mit den Prinzipien der UNESCO vereinbar ist. Gleichermaßen stellt die 
Unabhängigkeit zu Staaten eine wichtige Voraussetzung gemäß der NGO-Richtlinie dar, die 
nicht immer eindeutig gegeben ist. NGOs können auch von Staaten „benutzt“ werden, um 
den eigenen Positionen Nachdruck zu verleihen. Daher ist es immer auch wichtig, „to bear 
in mind […] the potential risk they [NGOs] may pose to UNESCO’s image and reputation“68. 
Sobald die UNESCO eine NGO-Partnerschaft eingeht, bestätigt sie somit auch den 
Mehrwert dieser NGO für die Arbeit der UNESCO. Sollte die NGO entscheidende Prinzipien, 
wie z. B. die Einhaltung der Menschenrechte, missachten, fällt automatisch auch Kritik auf 
die UNESCO zurück. Hier liegt die Herausforderung für die Zusammenarbeit: einerseits den 
NGOs den Freiraum zu gewähren, den sie brauchen, um ihr Potenzial zu entfalten, 
andererseits Kontrolle darüber zu haben, inwieweit sich die Partner-NGOs von den Werten 
und Grundsätzen der UNESCO entfernen. Darüber hinaus muss die UNESCO entscheiden, 
bis zu welchem Grad eine NGO einen Beitrag für die Programme und Aktivitäten der 
Organisation leistet. 
 
Potenzial bietet die Zusammenarbeit auch hinsichtlich des Einflusses der Generaldirektorin 
bzw. der ehemaligen Generaldirektoren. Die Vorteile, die den NGOs gemäß NGO-Richtlinie 
2011 garantiert werden, sind oft abhängig von den Entscheidungen dieser Amtsperson. 
Sollte die derzeitige Generaldirektorin Irina Bokova gegenüber einer Zusammenarbeit mit 
nichtstaatlichen Akteuren generell positiv eingestellt sein, bestehen für NGOs mehr 
Möglichkeiten, ihre Interessen zu vertreten. So haben NGOs die Chance, an jeglicher 
UNESCO-Tagung teilzunehmen,69 wenn es die Generaldirektorin für angemessen empfindet. 
Dies bedeutet jedoch nicht automatisch, dass NGO-Vertreter in den Sitzungen auch die 
gleiche Aufmerksamkeit bekommen wie z. B. Diplomaten. Eher das Gegenteil zeigt sich in 
der Praxis: Oft erhalten sie eine kürzere Redezeit für ihre Stellungnahmen und werden erst 
am Ende eines Konferenztages angehört. Dadurch können sie weitaus weniger Einfluss auf 
die Gestaltung der Inhalte nehmen.70 
Andererseits birgt diese Bündelung der Entscheidungen im Amt des Generaldirektors/der 
Generaldirektorin auch Gefahren. Sollte die Generaldirektorin die Einbeziehung von NGOs als 
weniger wichtig wahrnehmen, könnte es für NGO-Vertreter bereits schwierig werden, an 
passende Informationen und Dokumente zu kommen, denn dies gehört − gemäß Punkt VI, 
Unterpunkt 1a der NGO-Richtlinie − zum Aufgabenbereich der Generaldirektorin. Nur so 
lange die „Führungsspitze der UNESCO […] großen Wert auf die Einbeziehung von NGOs“71 
legt, können diese ihre Rechte auch in der Praxis wirkungsvoll nutzen. 
Generell scheint die Informationsbereitstellung die größte Hürde für Nichtmitglieder 
darzustellen. So gibt es in Deutschland auch kein Dokumentationszentrum für NGOs. Somit 
müssten sich die Akteure an Paris wenden. Da die wenigsten Organisationen jedoch 
Vertreter in Paris haben, müssten sie einen langen, umständlichen Weg aufnehmen, um an 
spezielle Informationen zu kommen.72 Den meisten NGOs, insbesondere in 
                                               
68 UNESCO (2008), S. 61. 
69 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt VI., Unterpunkt 1 f. 
70 Vgl. von Schorlemer (2006), S. 51. 
71 Von Schorlemer (2006), S. 51. 
72 Vortrag von Herrn Prof. Dr. Klaus Hüfner zum Thema „Wer rettet die UNESCO“, am 10. Januar 2013 an der 
Technischen Universität Dresden, eigene Notizen. Eine Zusammenfassung findet sich auf der Homepage des 
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Entwicklungsländern, fehlen dazu jedoch die finanziellen Mittel. Hinzu kommt, dass aktuell 
keine zeitnahe Informationsverarbeitung gewährleistet werden kann, da die offizielle 
UNESCO-Homepage erneuert wird. Sowohl die offizielle Homepage des Verbindungs- als 
auch des NGP-Ausschusses ist veraltet und enthält nur wenige spezielle Informationen. 
Eine weitere Herausforderung ergibt sich aufgrund der schwierigen finanziellen Situation der 
UNESCO. Seit drei Jahren zahlt die USA aufgrund interner Konflikte keine Pflichtbeiträge 
mehr an die UNESCO. Da die USA regulär 22 Prozent der Beiträge übernehmen,73 kann es 
sich die Organisation aus finanziellen Gründen nicht leisten, NGOs zu unterstützen, die 
keinen signifikanten Beitrag für die Arbeit der IGO leisten. In der Präambel der NGO-
Richtlinie von 2011 wird betont, „UNESCO is not a funding institution, this partnership will 
be essentially of an intellectual nature”. Wenn selbst die Zukunft der UNESCO unklar ist, 
rückt unwillkürlich die Unterstützung für zusätzliche Partner der UNESCO in den 
Hintergrund. 
Die aufgeführten Punkte stellen vor allem eine Herausforderung für NGOs aus 
Entwicklungsländern dar. Die Zivilbevölkerung ist in diesen Ländern „for historical, cultural or 
geographical reasons […] isolated or weak“74. Oft verfügen NGOs aus diesen Regionen 
kaum über ein ausgebautes Netzwerk zu Staaten und zur UNESCO selbst. Besonders die 
gefestigten persönlichen Beziehungen zu UNESCO-Angestellten vereinfachen eine 
Beteiligung an der Arbeit der UNESCO. Bekannte Organisationen wie Amnesty International 





Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass NGOs heute zu Recht als „cornerstone of 
civil society“75 bezeichnet werden können. Vor allem die UNESCO hat ihr Potenzial erkannt 
und bietet ihren nichtstaatlichen Akteuren verschiedene Wege der Einflussnahme. Durch die 
NGO-Richtlinie von 2011 haben NGOs die Möglichkeit, einen Konsultativ- oder 
Assoziativstatus mit der UNESCO einzugehen und dementsprechend ihre Interessen in den 
verschiedensten Organen der UNESCO einzubringen. Jedoch hat sich auch gezeigt, dass die 
Zusammenarbeit abhängig ist von der Einstellung des Generaldirektors bzw. der 
Generaldirektorin gegenüber NGOs, der Finanzlage der UNESCO, einer guten 
Informationsbereitstellung für NGOs und der Akzeptanz der Partnerschaft durch einzelne 
Mitgliedstaaten. Daraus ergeben sich für NGOs Einschränkungen bei der Zusammenarbeit.  
 
  
                                                                                                                                                   
UNESCO-Lehrstuhls für Internationale Beziehungen. Vgl. auch UNESCO-Homepage (2008): Interview with 
Bernard Loing: ‘NGOs are the cornerstone of civil society’, Interview vom 15.12.2008. 
73 Vgl. Vortrag von Herrn Prof. Dr. Klaus Hüfner zum Thema „Wer rettet die UNESCO“, am 10. Januar 2013 an der 
Technischen Universität Dresden, eigene Notizen. Eine Zusammenfassung findet sich auf der Homepage des 
UNESCO-Lehrstuhls für Internationale Beziehungen. 
74 NGO-Richtlinie 2011, 2. Abs. der Präambel. 
75 Bernard Loing, in: UNESCO-Homepage (2008): Interview with Bernard Loing: ‘NGOs are the cornerstone of civil 
society’, Interview vom 15.12.2008. 
 15 
E) DIE UNESCO-NGO-PARTNERSCHAFT AM BEISPIEL DER 
INITIATIVE EDUCATION FOR ALL (EFA) 
 
Die herausgearbeiteten Aussagen sollen in diesem Kapitel am „weltweiten 
Aktionsprogramm“76 Education for All, „bei dem die UNESCO federführend ist“77, 
veranschaulicht werden. Der Arbeitsbereich Bildung stellt den grundlegenden Pfeiler für die 
Gründung der UNESCO dar. Eine der ersten Tagungen, die sich mit der Gründung einer 
internationalen Organisation beschäftigte, in der Bildung eine Schlüsselrolle spielen sollte, 
war die Konferenz der Alliierten Erziehungsminister (Conference of Allied Ministers in 
Education, CAME) von 1942.78 Auch heute wird die Priorität des Bereichs deutlich: Der 
Sektor Bildung beansprucht das meiste Personal, umfasst die zahlreichsten Aktivitäten und 
das größte Budget.79 Ferner ist die rechtliche Regelung im Völkerrecht stark etabliert: Das 
Recht auf Bildung80 wurde bereits 1945 durch die UNESCO-Verfassung verankert und wird 
durch UNESCO-Rechtsakte und internationale Erklärungen noch verstärkt.81  
Obwohl das Projekt im Rahmen der UNESCO höchste Priorität besitzt, konnten die sechs 
EFA-Ziele, darunter u. a. eine kostenlose Grundbildung für alle Kinder (Ziel 2),82 bis zum Jahr 
2000 nicht erreicht werden. Als einer der Gründe für das Scheitern der Initiative wurde eine 
„unzureichende Beteiligung der Bevölkerung“83 angegeben. Schließlich wurde auf dem 
Weltbildungsforum in Dakar (World Education Forum) die Frist für die Umsetzung der EFA-
Ziele auf 2015 verschoben und u. a. eine verstärkte Einbeziehung von NGOs gefordert:84 
„ensure the engagement and participation of civil society in the formulation, implementation 
and monitoring of strategies for educational development“85. Als weitere Folgerung hat die 
UNESCO das gemeinsame Konsultationsnetzwerk Collective Consultation of NGOs on 
Education for All (CCNGO/EFA) geschaffen. Das CCNGO/EFA-Netzwerk besteht aus fast 300 
nationalen, regionalen und internationalen Organisationen.86 Es soll NGOs stärker mit den 
Empfehlungen des Dakar-Aktionsplans vertraut machen sowie den Dialog und gemeinsame 
Aktionen im Bereich EFA erleichtern. Unterstützt wird das Netzwerk auch vom UNESCO-
Sekretariat.87 
Ebenfalls sehr aktiv im Bildungsbereich zeigt sich das Liaison Committee (siehe dazu Teil 
D II 2. dieser Arbeit). Für die Initiative wurde extra eine Arbeitsgruppe, die Working Group 
                                               
76 DUK-Homepage (2013): Bildung für alle. 
77 DUK-Homepage (2013): Bildung für alle. 
78 Vgl. Singh (2011), S. 1, 4 f., 46. 
79 Vgl. UNESCO (2011): Draft Resolutions 36 C/5, Draft Programme and Budget, Volume 1, Paris, S. 1. Allerdings 
steht der UNESCO das volle Budget nicht zur Verfügung, da die Pflichtbeiträge von den USA noch offen sind, 
Vortrag von Herrn Prof. Dr. Klaus Hüfner zum Thema „Wer rettet die UNESCO“, am 10. Januar 2013 an der 
Technischen Universität Dresden. 
80 Das Recht auf Bildung wird u. a. durch die UNESCO-Konvention gegen Diskriminierung im Bildungswesen aus 
dem Jahre 1960 hervorgehoben. 
81 Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang Art. 26 UDHR von 1948 und Art. 13 des ICESCR von 
1966. Interessant in diesen Zusammenhang ist, dass die UNESCO einen wesentlichen Beitrag für die 
Ausgestaltung des Artikels geleistet hat. Vgl. Benedek (2007), S. 297; vgl. auch Beiter (2006), S. 229f., 232. 
82 Für einen Überblick über alle sechs EFA-Ziele siehe: UNESCO-Homepage (2012): Education for All Goals. 
83 Baaden (2002), S. 246. 
84 Vgl. Baaden (2002), S. 246 f. 
85 World Education Forum (2000): Dakar Framework for Action: Education for All: Meeting our Collective Commit-
ments, World Education Forum, Paragraph 8(iii), S. 8. 
86 Vgl. UNESCO-Homepage (2012): Collective Consultation of NGOs on EFA. 
87 Vgl. CCNGO/EFA (2012): Background paper prepared for the Sixth Meeting of UNESCO’s Collective Consultation 
of NGOs on Education for All (CCNGO/EFA), S. 2. 
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EFA, gegründet. Jedoch verdeutlicht besonders die Homepage des NGO-
Verbindungsbüros88, dass eine befriedigende Dokumentation für NGOs nicht gegeben ist. 
Darüber hinaus soll der Weltbildungsbericht der UNESCO (EFA Global Monitoring Report) 
die Entwicklungen dokumentieren und mögliche Schwachstellen bei der Zusammenarbeit 
aufdecken. 
Dennoch, generell scheint die EFA-Initiative ein gutes Beispiel für eine intensive Integration 
von NGOs im Rahmen der UNESCO zu sein. Die Mitglieder des CCNGO/EFA-Netzwerks 
stufen die Einflussnahme der Zivilbevölkerung im Prozess der EFA-Initiative als „successful 
policies and practices“89 ein. Durch das gemeinsame Netzwerk erhalten nicht nur 
internationale nichtstaatliche Organisationen die Möglichkeit, ihr Wissen einzubringen, 
sondern auch NGOs auf nationaler und lokaler Ebene. Jedoch wird auch deutlich, dass die 
Einbeziehung von NGOs vor allem auf den gemeinsamen NGO-Konsultationen beruht. Ihre 
Fähigkeit, sich zu organisieren und zu vereinigen, ermöglicht ihnen den entscheidenden 
Einfluss.90 Die UNESCO profitiert vor allem von der Eigeninitiative der NGOs. In Staaten, in 
denen die Regierungen unfähig sind, die Empfehlungen umzusetzen, haben vor allem im 
Bildungsbereich viele NGOs ihren Schwerpunkt von „‚gap-fillingʼ initiatives into capacity 
building activities“91 weiterentwickelt. 
Die größte Schwierigkeit bei der Einbeziehung von NGOs in die Umsetzung der EFA-
Initiative zeigt sich in der Praxis: Die UNESCO kann Regierungen nicht dazu zwingen, 
vermehrt NGOs bei der Implementierung der Initiative einzusetzen. Die Dakar-Richtlinie 
beinhaltet nur Empfehlungen. Ob und wie die UNESCO-Staaten diese umsetzen, ist 
Ermessenssache. Auch kann die UNESCO Staaten nicht dazu verpflichten, mehr Geld und 
Ressourcen für Bildung aufzubringen. Hier setzt die UNESCO auf ihre nichtstaatlichen 
Partner, die Defizite aufzeigen können und somit Druck auf die Regierungen aufbauen. 
Das Beispiel hat gezeigt, dass NGOs unerlässliche Partner für die UNESCO bilden. „Civil 
society has much experience and a crucial role to play in identifying barriers to EFA goals, 
and developing policies and strategies to remove them.“92 
„Through the collective consultation on education for all (EFA), UNESCO and 
NGOs […] are working to democratize and to improve learning worldwide. Within 
the framework of the follow-up to the World Education Forum, and in 
collaboration with the NGO-UNESCO Liaison Committee and civil society, 




                                               
88 Siehe dazu NGO-UNESCO Liaison Committee Homepage (2011): Working group EFA. 
89 CCNGO/EFA (2012): Background paper prepared for the Sixth Meeting of UNESCO’s Collective Consultation of 
NGOs on Education for All (CCNGO/EFA), S. 3. 
90 Vgl. UNESCO (2008), S. 31. 
91 Ulleberg (2009), S. 8. 
92 World Education Forum (2000), Paragraph 53, S. 18. 




In der vorliegenden Arbeit wurde argumentiert, dass NGOs heute eine so bedeutende Rolle 
in der Welt einnehmen, dass sie nicht mehr ignoriert werden können. Im Gegenteil, viele 
Akteure wie IGOs und Staaten sind abhängig von ihren Fähigkeiten. Gut auf den Punkt bringt 
das ein Experte des Cardoso-Reports: „Civil society is now so vital to the United Nations 
that engaging with it well is a necessity, not an option.”94 
Wird die übergreifende Fragestellung nach den Einflussmöglichkeiten der NGOs im Rahmen 
der UNESCO wieder aufgenommen, wird deutlich, dass die UNESCO zu den wenigen 
Sonderorganisationen der UN gehört, die das Potenzial nichtstaatlicher Akteure schon 
frühzeitig erkannt und in ihre Arbeit involviert hat.95 Die rechtliche Grundlage für eine 
Zusammenarbeit ergibt sich aus Art. XI Paragraph 4 der UNESCO-Verfassung, der die 
UNESCO dazu befähigt, in Konsultation und Kooperation mit NGOs zu treten. Seit 2011 
werden die Beziehungen zwischen der UNESCO und ihren Partner-NGOs in einer neuen 
NGO-Richtlinie geregelt. Diese beschränkt sich auf zwei Kategorien der Partnerschaft, den 
Konsultativ- und Assoziativstatus, und erweitert die Zusammenarbeit auch auf regionale und 
lokale NGOs.96 Dabei stellt der Assoziativstatus eine Besonderheit der UNESCO dar, den es 
so nicht bei anderen Sonderorganisationen oder UN-Organen gibt. Er garantiert NGOs eine 
engere Partnerschaft mit der UNESCO und deutlich mehr Einflussmöglichkeiten. So können 
NGOs ihre Ideen in den Organen der UNESCO präsentieren. Darüber hinaus wurden feste 
Institutionen für eine stärkere Repräsentation der Partner-NGOs im Rahmen der UNESCO 
geschaffen (Internationale Konferenz der NGOs, NGO-UNESCO-Verbindungsausschuss, 
Ausschuss für Nichtstaatliche Partner des Exekutivrats). Zwar vereinfacht die NGO-Richtlinie 
die Beziehungen, dennoch bleibt zu betonen, dass diese Vorteile nur NGOs zu Gute 
kommen, die die Ansprüche der IGO erfüllen, die also offizielle NGO-Partner sind. Weiterhin 
hat die Arbeit gezeigt, dass die garantierten Rechte im Arbeitsalltag der UNESCO nicht 
immer eingehalten werden. Letztendlich genießen Staaten als „vollwertige“ Mitglieder der 
UNESCO Vorrang. Dennoch können Führungspersönlichkeiten97 der UNESCO die 
Einflussmöglichkeiten für NGOs wesentlich beeinflussen und somit auch stärken. 
Das Praxisbeispiel hat gezeigt, dass NGOs vor allem im Bildungsbereich sehr aktiv sind und 
die UNESCO eine Zusammenarbeit beim Projekt Education for All außerordentlich 
unterstützt. Allerdings begründet sich der starke Einfluss der NGOs vor allem auf die 
gemeinsamen Konsultationen der NGOs, demzufolge auf deren Eigeninitiative. Die UNESCO 
ist aufgrund der finanziellen Krise abhängig von der Unterstützung ihrer nichtstaatlichen 
Partner. Somit setzen nicht nur Staaten ihre Hoffnung auf NGOs, um mangelnde 
Ressourcen auszugleichen, sondern auch die UNESCO baut auf eine langfristig erfolgreiche 
Implementierung der Programme durch NGOs. Die Annahme kann bestätigt werden, dass 
„[…] the gulf between their [NGOs’] international activism and their legal status in terms of 
international rights and obligations is widening constantly“98. Als Fazit kann dennoch 
festgehalten werden, dass die UNESCO ihre Avantgarde-Stellung99 bei der Zusammenarbeit 
mit NGOs, aufgrund deren Eigeninitiative, bewahren kann. Soll die Zukunft der UNESCO 
allerdings auf längere Sicht gesichert werden, muss auch die Partnerschaft mit NGOs 
weiterentwickelt werden. Ihr Potenzial ist noch lange nicht erschöpft. 
                                               
94 Experte vom Cardoso-Report, in: UNESCO/Bureau of Public Information (2006). 
95 Vgl. Ulleberg (2009), S. 15. 
96 Vgl. NGO-Richtlinie 2011, Punkt 1, 1. Unterpunkt. 
97 Vgl. von Schorlemer (2006), S. 51. 
98 Isolda Agazzi, in: UNESCO (2008), S. 28.  









Quelle:  UNESCO-Homepage (2012): Secretariat, Organizational Chart. 
  
 II 
Anhang 2  Sektor für Auswärtige Beziehungen und öffentliche Information der 
UNESCO, Organisationsstruktur 
 
Quelle:  UNESCO-Homepage (2012): Secretariat, Organizational Chart, Sector for 
External Relations and Public Information (ERI). 
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